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Editorial 
 
Liebe Leserinnen und Leser, 
 
„Wir sind hier nicht in Ostdeutschland!“ Wer wollte 
diese Aussage bezweifeln, ja, NRW liegt im Wes-
ten der Republik. Aber diese Äußerung ist im Kon-
text der Auseinandersetzungen mit Rechtsextre-
mismus und Rassismus nicht nur geographisch 
gemeint, sondern beinhaltet auch eine verharmlo-
sende Distanzierung von „den ostdeutschen Ver-
hältnissen“. Ja, im Landtag Nordrhein-Westfalens 
sitzt die NPD nicht, von den Kommunen wollen 
wir lieber in diesem Zusammenhang nicht spre-
chen, denn bereits dann müssten wir u. a. auf 
PRO KÖLN eingehen. Ja, gewalttätige Anschläge 
und Übergriffe finden in diesem Bundesland we-
niger häufig statt als in ostdeutschen Ländern, 
aber angesichts des folgenschwersten rassisti-
schen Anschlags in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland, nämlich auf die Familie 
Genç in Solingen, kann auch darauf nicht ernst-
haft rekurriert werden. Und auch die rassistisch 
aufgeladenen gesellschaftlichen Diskurse sind 
nicht geringer oder harmloser als an anderen 
Orten dieser Republik. 
  
Rechtsextreme Agitation und Gewalt spiegelt sich 
mittlerweile auf vielfältige Weise in NRW wider, 
die Realschule in Köln-Godorf ist ein Beispiel 
dafür: Ein rechtsextrem orientierter Schüler, des-
sen Vater ein NPD-Kader ist, versucht seine Mit-
schülerInnen für die rechtsextreme Szene zu rek-
rutieren und mit seinen Parolen den Unterricht 
aufzumischen. Der Vater initiiert eine Kampagne 
gegen die Schule: u. a. legt er eine Dienstauf-
sichtsbeschwerde gegen die Klassenlehrerin sei-
nes Sohnes bei der Bezirksregierung ein und die 
täglich eingehenden Propagandamails der NPD 
erhöhen sicherlich den psychischen Druck, der 
auf dem Kollegium lastet.  
 
Diese Ausgabe des „Überblick“ beschäftigt sich 
mit rechtsextremer Agitation und Gewalt in Schule 
und Jugendarbeit und thematisiert Handlungs-
spielräume, um Rassismus, Nationalismus und 
Gewalt entgegentreten zu können. Die Beiträge 
von Gabi Elverich und Benno Hafeneger wurden 
beim 6. Fachforum Rechtextremismus, das die 
Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugendschutz, 
IDA-NRW und der Landesjugendring im Dezem-
ber 2007 in Dortmund durchführten, vorgetragen. 
Wir hoffen damit, in einer nicht-alarmistischen 
Weise ein gesellschaftliches Problem aufzugrei-
fen, das mit dem Verweis auf die vermeintlich viel 
schlimmeren Zustände in anderen Ländern eben 
nicht behoben ist. 
 
Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre. 
 
Anne Broden 
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Schwerpunkt: 
Rechtsextreme Gewalt in Schule  
und Jugendarbeit  
 
Die nachfolgenden Beiträge von Gabi Elverich 
und Benno Hafeneger wurden beim diesjährigen 
Fachforum Rechtsextremismus vorgetragen und 
diskutiert. Dieses Fachforum führte die Arbeits-
gemeinschaft Kinder- und Jugendschutz (AJS) in 
Kooperation mit IDA-NRW und dem Landesju-
gendring am 10. Dezember in Dortmund durch. 
Gabi Elverich thematisierte bei dieser Tagung vor 
allem die Schule als Agitationsfeld der Rechtsex-
tremen und Benno Hafeneger widmete sich dem 
Thema Rechtsextremismus und Gewalt in der Ju-
gendarbeit. 
 
Rechtsextremismus in der Schule – 
Erscheinungsformen und Handlungs-
möglichkeiten  
Gabi Elverich 
  
In der Debatte um Interventionsstrategien domi-
niert immer noch die Wahrnehmung von Rechts-
extremismus als Jugendproblem. Damit wird die 
Zuständigkeit für die ‚Problembearbeitung’ primär 
an die Pädagogik delegiert. Ausgangspunkt der 
folgenden Überlegungen zur Rolle von Schule in 
der Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus 
ist ein Problemverständnis, das aktuelle Entwick-
lungen und Modernisierungsbestrebungen in der 
extremen Rechten in der Bundesrepublik 
Deutschland aufgreift und Rechtsextremismus als 
Herausforderung für alle gesellschaftlichen Hand-
lungsfelder begreift. Vor diesem Hintergrund geht 
es im Folgenden darum, die Spezifik des politi-
schen Bildungsauftrags der Schule zu skizzieren 
und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen – in 
dem Wissen, dass pädagogische Interventionen 
keine „Allheilmittel“ sind, die rechtsextreme Ju-
gendliche „auf den Pfad der Tugend“ (Schubarth 
2000: 41) zurückbringen. Die Rechtsextremismus-
forschung verweist vielmehr auf vielfältige Ursa-
chen und Entstehungsbedingungen und damit auf 
die Notwendigkeit mehrdimensionaler Gegenstra-
tegien, die auf der individuellen Einstellungsebe-
ne, im sozialen Umfeld und im Bereich des ge-
sellschaftlichen Klimas bzw. der politischen Kultur 
ansetzen.  
 
Rechtsextremismus in neuer Gestalt  
Häufig wird in der Schulpraxis - und nicht nur dort 
- erst dann reagiert, wenn gewalttätige Übergriffe 
stattfinden oder rechtsextreme Kader so offensiv 
agieren, dass die Existenz des Problems nicht 
mehr ignoriert werden kann. Um die Potenziale 
pädagogischen Handelns auszuschöpfen, gilt es 
jedoch nicht nur die Spitze des Eisberges zu se-
hen, sondern auch die darunter liegenden politi-

schen Einstellungen und Organisationsformen in 
den Blick zu nehmen. Die Schärfung der Problem-
wahrnehmung für subtilere Erscheinungsformen 
ist eine zentrale Voraussetzung, um rechtsextre-
me Tendenzen frühzeitig zu erkennen und inter-
venieren zu können, wenn Einstellungsmuster 
und Szene-Zugehörigkeiten noch nicht gefestigt 
sind. 
Rechtsextremismus ist ein Sammelbegriff für nati-
onalistische, völkische, ethnozentristische, rassis-
tische, antisemitische, autoritäre, antidemokrati-
sche und antipluralistische Einstellungen und 
kann als Zuspitzung und Bündelung von Ungleich-
heitsvorstellungen angesehen werden, die in wei-
ten Teilen der Bevölkerung schicht- und generati-
onsübergreifend verbreitet sind (vgl. Scherr 2001). 
Modernisierungsbestrebungen in der extremen 
Rechten, die auf die Entwicklung eines ‚akzeptab-
len’ Rechtsextremismus abzielen, setzen genau 
bei dieser Anschlussfähigkeit an.  
Rechtsextremismus umfasst damit weit mehr als 
die direkte Gewaltausübung. Auch die Verbreitung 
rechtsextremer Weltbilder stellt eine Form indirek-
ter Gewalt dar, da hiermit versucht wird, ein ge-
sellschaftliches Klima der Ablehnung von ‚Nicht-
Weißen’, ‚Nicht-Deutschen’ und ‚Andersdenken-
den’ zu schaffen. Der Gewaltfokus bringt es auch 
mit sich, dass Rechtsextremismus vorwiegend als 
Problem junger Männer wahrgenommen wird. 
Mädchen und Frauen sind zwar weniger an Ge-
walttaten beteiligt, dafür aber in anderen Berei-
chen durchaus aktiv. Auf der Ebene rechtsextre-
mer Einstellungsmuster ist der Frauen- und Män-
neranteil ausgeglichen (vgl. Bitzan 2002), so dass 
es auch gilt, die Wahrnehmung für die Invol-
viertheit von Frauen zu schärfen.  
 
Rechtsextremismus als soziale Bewegung  
In der Rechtsextremismusforschung hat sich in 
den 1990er Jahren die Einschätzung durchge-
setzt, die netzwerkartige Verbindung von lockeren 
Gruppierungen mit formellen Organisationen im 
rechtsextremen Spektrum als Ausdruck einer so-
zialen Bewegung zu werten. Das bewegungstheo-
retische Konzept nimmt nicht nur die extreme 
Rechte als organisatorisches Gebilde, sondern 
auch die stabilisierende Funktion rechtsextremer 
Einstellungsmuster in den Blick. Übergreifend 
kann das Zusammenwirken innerhalb der extre-
men Rechten in Anlehnung an ein Modell konzen-
trischer Kreise beschrieben werden, zwischen 
denen es fließende Übergänge gibt. Im Zentrum 
stehen die intellektuellen Denkzirkel der Neuen 
Rechten als ‚Bewegungselite’, die auf die Moder-
nisierung rechtsextremer Diskurse abzielen. Kern 
der Bewegung sind  Basisaktivist/inn/en in Partei-
en und Organisationen. Unterstützende Funktion 
haben rechtsorientierte Sub- und Jugendkulturen 
sowie teilweise gewalttätige Milieus der Neonazi-
szene. Außen befördern Sympathisant/inn/en im 
Spektrum des rechtsextremen Einstellungs- und 
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Wählerpotenzials die Anliegen des organisierten 
Rechtsextremismus (vgl. Gessenharter 1998: 
36f.).  
Rechtsorientierte Jugendkulturen sind in diesem 
Verständnis Teil eines Bewegungsnetzwerkes, in 
dem eine zunehmende Normalisierung, Moderni-
sierung und teilweise schwer zu überblickende 
Ausdifferenzierung rechtsextremer Erscheinungs-
formen zu verzeichnen ist (vgl. Korgel/Borstel 
2002). Äußere Kennzeichen rechtsorientierter 
Jugendkulturen sind z. B. NS-Symbolik und Zah-
lencodes in Form von Schmierereien, Kettenan-
hängern, Aufnähern, Handy-Displays sowie 
rechtsextreme Kleidung spezifischer Marken wie 
z. B. Consdaple, Alpha-Industries oder Thor Stei-
nar. 
Derzeit ist in Schulen zu beobachten, dass 
rechtsextreme Jugendliche ihre Gesinnung de-
zenter zur Schau tragen und weniger provokant 
auftreten. Dieser Trend zur Unauffälligkeit kann 
als Reaktion auf die zunehmende Sensibilisierung 
von Lehrkräften gewertet werden oder aber als 
Strategie des Akzeptanzgewinns: Derzeit setzen 
weite Teile der extremen Rechten  auf ein seriö-
ses Auftreten und ‚anerkanntes’ gesellschaftliches 
Engagement z. B. in Sportvereinen, Elternvertre-
tungen und Bürgerinitiativen.  
 
Rechtsextreme Propaganda in der Schule  
Die Modernisierungstendenzen der extremen 
Rechten lassen sich anhand von Propandamate-
rialien gut nachzeichnen, die in letzter Zeit auf 
deutschen Schulhöfen verteilt wurden. Schulhof-
CDs und verschiedene Schülerzeitungen sind 
aktuelle Beispiele dafür, wie rechtsextreme Musik 
und Medien strategisch eingesetzt werden, um 
Jugendliche gezielt anzusprechen. Das so ge-
nannte ‚Projekt Schulhof’ sah erstmalig 2004 die 
Verteilung kostenloser CDs mit inhaltlich ein-
schlägigem, aber strafrechtlich nicht relevantem 
Rechtsrock vor. Im gesprochenen und mit sanfter 
Musik untermalten Intro wird viel Wert auf die Ab-
grenzung von einem negativen Image als „Base-
ballschläger schwingende Monster“ gelegt, die 
schlecht gemacht würden, „weil wir unser Land 
lieben.“1 Anstelle von provokativen Forderungen 
wie „Ausländer raus“ werden ‚kulturelle Differen-
zen’ betont: „Wir wollen alle Völker und Kulturen 
dieser Erde in ihrer wunderbaren Einzigartigkeit 
erhalten. Wir sind keine Ausländerfeinde! Wir 
lieben das Fremde – in der Fremde.“  
Die Schulhof-CD der NPD, die im Landtagswahl-
kampf in Sachsen 2004 und Mecklenburg-Vor-
pommern 2006 in erweiterter Fassung verteilt 
wurde, setzt mit dem Motto „Hier kommt der 
Schrecken aller linken Spießer und Pauker“2 stär-
                                                      
1 Zitiert nach: Verfassungsschutz des Landes Nordrhein-West-
falen (2004): Agitationstechniken und politische Botschaften, 
Juli 2004 (www.im.nrw.de/sch/doks/vs/Schulhofaktion.pdf)  
2 Zitiert nach: Argumente und Kultur gegen Rechts e. V. 
(2006): Argumentationshilfe gegen die Neuauflage der „Schul-

ker auf Provokation. Hier werden die Jugendli-
chen neben der Musik unterschiedlicher Stilrich-
tungen über ein Begleitcomic angesprochen, in 
dem Tina den arbeitslosen Schulabgänger Ronny 
davon überzeugt, dass die NPD „eine wirkliche 
Alternative“ zur „Politik des Sozialabbaus“ darstel-
le.   
Die Schülerzeitung der NPD, die als „Der Stachel“ 
bzw. nach einem Rechtsstreit mit Bündnis 90/Die 
Grünen als „Titellose – Schülerzeitung für Mitden-
ker“ in Brandenburg und Berlin verteilt wurde, 
zeigt ebenso wie die bisher dreimal erschienene 
Zeitung „objektiv“ der Jugend Pro Köln, wie u. a. 
sozial-, bildungs- und sicherheitspolitische The-
men von Rechtsextremen gedeutet und ‚jugend-
gerecht’ aufbereitet werden.  
Auch hier ist das Auftreten nicht offen verfas-
sungsfeindlich, im Gegenteil beruft sich z. B. die 
Zeitschrift „objektiv“ in ihrer zweiten Ausgabe als 
Reaktion auf die angebliche „Medienhetze“  nach 
ihrem Erscheinen auf das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung. In diesem Kontext findet sich 
auch eine Abhandlung zur Aneignung des Begrif-
fes „Zivilcourage.“ Hier wird kritisiert, dass dieser 
Begriff, der eigentlich „Mut und couragiertes Ver-
halten zur eigenen Meinung zu stehen“ bedeute, 
in der Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus „häufig zu politischen Zwecken missbraucht“ 
werde.3  
Die Beispiele zeigen, dass das Erkennen moder-
ner Formen rechtsextremer Propaganda  eine 
erhöhte Aufmerksamkeit und differenzierte Ausei-
nandersetzung im Schulalltag erfordert.  
 
Handlungsmöglichkeiten gegen Rechtsextre-
mismus in der Schule 
Die Institution Schule ist qua ihres menschen-
rechtlich-demokratischen Bildungsauftrages zu-
ständig, anti-demokratischen Einstellungen und  
rechtsextremen Tendenzen entgegenzuwirken. 
Der politische Bildungsauftrag ist in den Schulge-
setzen der Bundesländer im Hinblick auf die Aus-
einandersetzung mit nationalsozialistischen, 
rechtsextremen und gewaltförmigen Tendenzen 
mehr oder weniger konkret ausformuliert (vgl. 
Elverich 2004). Das nordrhein-westfälische Schul-
gesetz verweist abstrakt auf die „Achtung vor der 
Würde des Menschen“ und die Erziehung „im 
Geiste der Menschlichkeit, der Demokratie und 
der Freiheit.“4 Hier kommt die Integrationsfunktion 
der Schule zum Ausdruck, d. h. die Vermittlung 
von Werten, Normen und Zustimmung zum politi-
schen System. Diese steht jedoch in einem Kon-
kurrenzverhältnis zur Qualifikations- und Selekti-

                                                                                  
hof-CD“ der NPD (www.miteinander-ev.de/pdf/argumente-
gegen-npd-cd-2006.pdf ) 
3 Im Internet verfügbar unter:   
www.jugend-pro-koeln.de/objektiv2.pdf  
4 Schulgesetz NRW (SchulG, §2 Bildungs- und Erziehungsauf-
trag der Schule) 
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onsfunktion der Schule, welche sich auf die Ver-
mittlung berufsrelevanter Fähigkeiten und die 
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit bezieht (vgl. 
Fend 2006: 50f.). Hiermit verbundene Konkur-
renzerfahrungen und Misserfolge können Schüler/ 
innen stärker prägen als das Erleben von Solidari-
tät und Mitmenschlichkeit im Schulalltag.  Zudem 
können autoritäre und ausgrenzende Strukturen 
rechtsextreme Tendenzen befördern, so dass 
Schule nicht nur ein Teil der Lösung, sondern 
auch ein Teil des Problems darstellt. (vgl. Scherr 
2001: 36f.). Der bewusste Umgang mit diesen 
Widersprüchen stellt eine grundlegende Heraus-
forderung für schulisches Handeln gegen Rechts-
extremismus dar. 
Vor dem Hintergrund dieser Spannungsfelder sind 
die folgenden Ausführungen schulischer Interven-
tions- und Präventionsansätze zu betrachten. Es 
handelt sich hierbei nicht um die Vorstellung kon-
kreter Methoden, Konzepte und Projekte; im Vor-
dergrund stehen vielmehr übergeordnete Überle-
gungen zu Potenzialen und Grenzen von Hand-
lungsstrategien, die auf den jeweiligen schuli-
schen Kontext übertragen werden können.  
 
Ambivalenz von Verboten bedenken 
Eine zentrale Herausforderung im Schulalltag ist 
das Erkennen von Elementen rechtsextremer Life-
styles. Bei Symbolen und Codes gilt es zu unter-
scheiden, ob diese nach § 86 und 86a strafrecht-
lich relevant sind oder ‚lediglich’ als Zeichen der 
Szenezugehörigkeit gedeutet werden können (vgl. 
Kirschnick 2001: 142f.). Strafrechtlich gegen Pro-
pagandamittel und Kennzeichen nationalsozialis-
tischer oder anderer verbotener rechtsextremer 
Parteien und Organisationen vorzugehen, ist eine 
Option schulischer Intervention. Auch Verbote 
nicht-strafrechtlich relevanter, aber einschlägiger 
Symbole, Kleidungsmarken etc., wie sie z. B. in 
einigen Schulordnungen festgeschrieben sind, 
können sinnvoll sein, um den Nachahmungseffekt 
zu verringern und potenzielle Opfer vor Dominan-
zen und Drohgebärden zu schützen. Verbote und 
rechtliche Sanktionen sind ohne flankierende 
Maßnahmen jedoch unzureichend und ambiva-
lent: Sie führen dazu, dass rechtsextreme Ten-
denzen zwar weniger sichtbar werden, tragen 
aber nicht zu einer inhaltlichen Auseinanderset-
zung bei (vgl. Bölting 2003). Zudem kann Repres-
sion nicht nur Widerstände stärken und den ‚Reiz 
des Verbotenen’ steigern, sondern auch den un-
gewollten Effekt haben, dass sich die betreffen-
den Personen als ‚Opfer undemokratischer Ver-
hältnisse’ stilisieren können.  
 
 
Inhaltliche Auseinandersetzungskompetenz ent-
wickeln  
Die Konfrontation mit rechtsextremen Symbolen, 
Äußerungen und Übergriffen trifft im Schulalltag 
häufig auf Unsicherheiten, die auch teilweise dazu 

führen, dass weggehört oder weggesehen wird. 
Das Ausbleiben von Reaktionen ist zwar oft mit 
Überforderung zu erklären, kann in der Interaktion 
jedoch verharmlosend wirken oder sogar als Zu-
stimmung gedeutet werden. Konsequentes Ein-
greifen erfordert eindeutige Positionierungen (vgl. 
Scherr 2004: 9), damit rechtsextreme Parolen und 
rassistische Äußerungen nicht unkommentiert im 
Raum stehen bleiben und rechtsextrem orientierte 
Jugendliche kein Forum zur Verbreitung ihrer 
Ideen erhalten. Allerdings ist bei der Intervention 
Fingerspitzengefühl gefragt, da eine als ‚Überfüh-
rungsstrategie‘ verstandene Belehrung auch zur 
Verhärtung von Positionen führen kann (vgl. Böl-
ting 2003).  
Mit inhaltlicher Auseinandersetzungskompetenz 
ist ein offensiver Umgang mit Fragen der Einwan-
derungsgesellschaft und den vielfältigen Formen 
gesellschaftlicher Diskriminierung gemeint (vgl. 
Hormel/Scherr 2004). Dies umfasst auch die Re-
flexion eigener Einstellungen und Haltungen zum 
Themenbereich Migration, Flucht und Asyl, Ras-
sismus, Diskriminierung und Menschenrechte – 
auch im Hinblick auf mögliche Anschlussstellen zu 
rechtsextremen Denkwelten. 
 
Politische Bildung als Querschnittsaufgabe be-
greifen 
Politische Bildung ist ein Instrument des oben 
skizzierten Auftrages der Schule, das nicht nur als 
Unterrichtsfach, sondern auch als fächerübergrei-
fendes Prinzip in Schulgesetzgebung und Curricu-
la der Bundesländer verankert ist. Ferner wird 
auch die Entwicklung einer Schulkultur, „in der 
junge Menschen Anerkennung und Wertschät-
zung“ und „den konstruktiven Umgang mit Vielfalt 
und mit Konflikten erfahren können“5, als zentraler 
Bestandteil politischer Bildungsprozesse in der 
Schule angesehen. Die Rahmenvorgabe Politi-
sche Bildung des Landes Nordrhein-Westfalen 
verweist darüber hinaus auf „die Auseinanderset-
zung mit Ursachen, Mechanismen und Auswir-
kungen des Nationalsozialismus und mit aktuellen 
Ursachen der Anfälligkeit für Rechtsextremismus“ 
als Aufgabenbereich Politischer Bildung in der 
Schule.  
Da die Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus nicht erst dann auf der Tagesordnung stehen 
sollte, wenn einschlägige Tendenzen zu einem of-
fensichtlichen Problem geworden sind, spielt Poli-
tische Bildung als Präventionsansatz eine beson-
dere Rolle: Zum einen ermöglicht die Schule eine 
strukturierte und längerfristige Auseinanderset-
zung mit Jugendlichen, zum anderen verweisen 
empirische Studien auf einen negativen Zusam-
menhang von politischer Informiertheit und rechts-

                                                      
5 Rahmenvorgabe Politische Bildung des Landes Nordrhein-
Westfalen (RdErl. D. Ministeriums für Schule, Wissenschaft 
und Forschung v. 7.7.2001). 
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extremen Einstellungsmustern (vgl. Ahlheim 2001: 
22f.).  
  
Denkprozesse anregen und Alternativen aufzei-
gen  
Die Aufgabe Politischer Bildungsarbeit in der 
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus be-
steht primär in der Anregung von Lernprozessen, 
um den vereinfachenden Krisenszenarien und 
menschenverachtenden Problemlösungsstrate-
gien der extremen Rechten alternative Deu-
tungsmuster entgegen zu setzen (vgl. Scherr 
2004: 35). Zahlreiche Projekte, Bildungsangebote 
und Handreichungen bieten hierfür konkrete An-
regungen und Ansatzpunkte, zum Beispiel im 
Bereich der historisch-politischen Bildung, des 
Interkulturellen Lernens, der Antirassismus- und 
Antidiskriminierungsarbeit sowie der Demokratie- 
und Menschenrechtserziehung. Sich im ‚Dschun-
gel’ der Ansätze zurechtzufinden, ist nicht leicht 
und die Umsetzung von Konzepten mit Heraus-
forderungen verbunden: So ist z. B. zu bedenken, 
dass eine intensive Auseinandersetzung mit den 
Schrecken des Nationalsozialismus in politisch-
historischen Ansätzen nicht automatisch zu einer 
Immunisierung gegen aktuelle rechtsextreme Er-
scheinungsformen führt und interkulturelles Ler-
nen mit einem nationsbezogenen und eindimensi-
onalen Kulturbegriff auch die Festschreibung von 
Stereotypen und Kulturalisierungen mit sich brin-
gen kann. Die Vielzahl von konzeptionellen An-
satzpunkten ermöglicht eine Auswahl ausgehend 
von der jeweiligen schulischen Situation und Be-
darfslage. Problematisch ist jedoch, dass die An-
sätze häufig unverbunden nebeneinander stehen 
und selten in längerfristige Maßnahmen einge-
bunden sind. Es fehlt ein übergreifendes Konzept 
der Bildung in der Einwanderungsgesellschaft, 
das die verschiedenen Zugänge systematisch ver-
knüpft und zu einer „rationalen Analyse und Dis-
kussion der Realitäten der Einwanderungsgesell-
schaft“ (Hormel/Scherr 2004: 32) befähigt.  
In Bezug auf die Adressat/inn/en Politischer Bil-
dung ist zu bedenken, dass ideologisch gefestigte 
Jugendliche schwer zu erreichen sind. Der Ver-
such, rechtsextreme Haltungen zu hinterfragen 
und Denkprozesse anzustoßen, ist im Umgang 
mit politisch ambivalenten Jugendlichen weitaus 
aussichtsreicher (Kirschnick 2001: 13; Ahlheim 
2001: 25f.). Ein zentraler Ansatzpunkt Politischer 
Bildung gegen Rechtsextremismus ist die Stär-
kung von Jugendlichen mit antirassistischen und 
menschenrechtsorientierten Haltungen ebenso 
wie die Unterstützung und das ‚Empowerment’ 
derjenigen, die von Rassismus betroffen und von 
rechtsextremer Gewalt bedroht sind.  
 
Demokratiebewusstsein schärfen  
Rechtsextremen Vorstellungswelten und Deu-
tungsmustern entgegenzuwirken heißt auch, das 
Bewusstsein für Demokratie zu schärfen und „den 

Sinn demokratischer Prinzipien zu verdeutlichen, 
zu Distanz und Kritik gegenüber fremdenfeindli-
chen, rassistischen und nationalistischen Ideolo-
gien zu befähigen und die Achtung vor der unan-
tastbaren Würde jedes Menschen zu fördern - und 
nicht nur derjenigen, die Staatsbürger sind und/ 
oder der ‚nationalen Gemeinschaft' zugerechnet 
werden.“ (Hormel/Scherr 2004a: 194). Eine men-
schenrechtsorientierte Demokratieentwicklung als 
Gegenpol zu rechtsextremen Einstellungen offen-
siv zu vertreten, bietet zudem den Vorteil, nicht 
nur gegen Rechtsextremismus zu arbeiten, son-
dern auch mit einem positiven Bezugspunkt zu 
arbeiten. Ferner setzt die Auseinandersetzung mit 
rechtsextremen Tendenzen in der Schule auf ein 
Selbstverständnis von Professionellen, die sich 
nicht vor politischer Positionierung in der Perspek-
tive einer demokratischen und menschenrechts-
orientierten Einwanderungsgesellschaft scheuen.  
 
Schulkultur verändern  
Schulische Handlungsansätze gegen Rechtsex-
tremismus sind vor allem dann erfolgreich, wenn 
sie sich nicht nur auf den Unterricht beziehen, 
sondern Schule als Ganzes in den Blick nehmen 
und auf die Gestaltung eines demokratischen 
Miteinanders im Schulalltag hinwirken (vgl. Schu-
barth 2000). So bietet beispielsweise das Projekt  
„Schule ohne Rassismus – Schule mit Courage“6 
einen Rahmen, um sich kontinuierlich mit dem 
Themenbereich – inklusive alltäglicher Diskrimi-
nierungen und Rassismen in der eigenen Einrich-
tung – zu beschäftigen. Auch das kürzlich been-
dete Programm der Bund-Länder Kommission 
(BLK) „Demokratie lernen und leben“ (vgl. Edel-
stein/Fauser 2001) setzt auf die Entwicklung einer 
demokratischen Schulkultur und das Potenzial 
von Anerkennungs-, Partizipations- und Selbst-
wirksamkeitserfahrungen als ‚Mittel’ gegen anti-
demokratische Tendenzen.   
 
Über den Tellerrand blicken 
Für die Auseinandersetzung mit Rechtsextremis-
mus ist es darüber hinaus förderlich, die Logik des 
‚Einzelkämpfertums’ in der Schule zu durchbre-
chen. Die Verständigung im Kollegium über mög-
liche Vorgehensweisen und die Koordination von 
Aktivitäten kann eine wichtige Entlastungsfunktion 
haben, wenn Verantwortung gemeinsam getragen 
wird (vgl. Korgel/Borstel 2002: 225). Neben der 
Öffnung nach innen, die auch die Zusammenar-
beit mit engagierten Schüler/inn/en und Eltern 
umfassen sollte, kann die Vernetzung und Koope-
ration mit Externen, z. B. mit Trägern der Jugend-
arbeit sowie mit Mobilen Beratungsteams oder 
zivilgesellschaftlichen Initiativen hilfreiche Unter-
stützung für die Entwicklung umfassender Ge-
genaktivitäten bringen. Auch die Kooperation mit 
Einrichtungen der außerschulischen Jugendbil-
                                                      
6 www.schule-ohne-rassismus.org  
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dung ist vielversprechend, da sie andere Lernfor-
men und Distanz zu den Zwängen des Schulall-
tags ermöglicht (vgl. Scherr 2001: 40f.). Damit 
Projekte in Zusammenarbeit mit externen Part-
nern mehr sind als aktionsorientierte Symbolpolitik 
oder kurzfristig angelegte ‚Feuerwehrpädagogik’ 
sollten diese in begleitende Aktivitäten eingebettet 
werden (vgl. Kirschnick 2001: 133).  
   
Die Ausführungen zeigen, dass die Auseinander-
setzung mit Rechtsextremismus in der Schule 
eine Vielzahl von Handlungsmöglichkeiten bietet. 
Langfristig gilt es jedoch, nicht nur die vorhande-
nen Spielräume zu nutzen, sondern auch die 
strukturellen Voraussetzungen für eine angemes-
sene Umsetzung des politischen Bildungsauftra-
ges der Schule zu schaffen:  
• Auf der Ebene individueller Einstellungen kann 

Schule in der Arbeit mit Schüler/inne/n, aber 
auch durch Fortbildungen und Reflexionspro-
zesse der Pädagog/inn/en Lernprozesse anre-
gen, die menschenrechtsorientierte Haltungen 
stärken. Zudem kann Schule zu einem sozia-
len Raum werden, der – innerhalb der struktu-
rellen Grenzen einer hierarchischen Organisa-
tion – Anerkennungserfahrungen ermöglicht 
und ein demokratisches Miteinander erlebbar 
macht. 

• Auf der institutionellen Ebene hat Schule die 
Möglichkeit, Fragen der Einwanderungsgesell-
schaft offensiv aufzugreifen und die Auseinan-
dersetzung mit Rechtsextremismus längerfris-
tig und strukturiert anzugehen. Hier besteht 
dringender Bedarf, entsprechende Inhalte in 
Curricula und Lehrerbildung zu verankern und 
der Politischen Bildung in der Schule wieder 
einen höheren Stellenwert beizumessen.  

• Auf der gesellschaftlichen Ebene kann Schule 
als zentrale Sozialisationsinstanz durch ein 
positives Verhältnis zur Einwanderungsgesell-
schaft einen wichtigen Beitrag zur Verände-
rung des gesellschaftlichen Klimas leisten und 
der Akzeptanz rechtsextremer Welt- und 
Feindbilder entgegenwirken. Dies setzt eine 
konsequente Antidiskriminierungsperspektive 
und grundlegende Veränderungen im Schul-
system voraus, damit Schule den Abbau von 
Diskriminierungen z. B. durch die dringliche 
Verbesserung der Bildungschancen für Ju-
gendliche mit Migrationsgeschichte befördern 
kann.  
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Rechtsextremismus und Gewalt als 
Thema in der Jugendarbeit  
Benno Hafeneger 
 
Vorbemerkung 
Es gibt unterschiedliche wissenschaftlich-diszipli-
näre Gewaltdiskurse und empirische Studien über 
den Zusammenhang von ‚Jugend, Rechtsextre-
mismus und Gewalt’. Fasst man die politisch-öf-
fentlichen Debatten zusammen, nimmt man he-
rausgegriffene empirische Befunde und mediale 
Skandalisierungen sowie politisch-pädagogische 
Maßnahmen als Belege, dann könnte man – im 
Fokus medialer Inszenierungen – zu dem Ergeb-
nis kommen, dass wir es geradezu mit einer ge-
waltaffinen, gewaltbereiten und gewalttätigen oder 
auch rechtsextremen ‚Jugend’ zu tun haben. Der 
Zusammenhang von ‚Jugend, Rechtsextremismus 
und Gewalt’ ist in aller Munde und es gilt – histo-
risch zum wiederholten Male –, vor jeglichem 
generalisierten Jugendbild und verallgemeinerten 
Tendenzen sowie einem Jugendzentrismus des 
Themas zu warnen. Es gibt keinen Beleg für ei-
nen fundamentalen Wechsel in den Orientierun-
gen und Verhaltensweisen ‚der’ jungen Generati-
on (die es eh nur im Plural gibt) und für einen 
alarmierenden Anstieg von rechtsextremistischen 
Orientierungen und Gewalt. 
Im Zweiten – periodisch erscheinenden – Sicher-
heitsbericht der Bundesministerien des Inneren 
und der Justiz (2006) heißt es zu Trends in der 
Gewaltkriminalität u. a., dass sich neben einem 
Rückgang schwerer Gewaltdelikte ein Anstieg von 
„leichterer“ Gewaltkriminalität, von Drogendelikten 
und Körperverletzung findet. Bei leichter Körper-
verletzung durch Jugendliche etwa wurde eine 
Zunahme von 2,5 Prozent verzeichnet (Bundes-
ministerium des Inneren, 2006); weiter heißt es, 
dass eine Brutalisierung der gewaltbereiten Ju-
gendlichen nicht zu verzeichnen ist. Übergreifend 
wurde in dem Sicherheitsbericht vermerkt, dass 
sich in den letzten Jahren ein Wandel bei der Be-
wertung von Gewalt finden lässt: Die Akzeptanz 
von Gewalt ist sowohl bei Jugendlichen als auch 
bei deren Bezugspersonen zurückgegangen. 
Gleichzeitig gibt es soziale Gruppen, gibt es Ori-
entierungen und Verhaltensweisen in Teilen der 
jungen Generation, die nachdenklich stimmen, die 
genauer zu untersuchen und zu erklären sind – 
und mit denen es sich politisch, zivilgesellschaft-
lich und  pädagogisch auseinanderzusetzen gilt.7 
 
Vier Ebenen, fünf Diskurse und eine weitere 
Differenzierung 
Da Rechtsextremismus und Gewalt vielschichtige 
und komplexe Phänomene sind, soll hier lediglich 
– ohne auf weitere begriffliche Klärungen und Prä-
                                                      
7 Auf eine identitätskritische und geschlechtersensible Diffe-
renzierung des Themas kann im Folgenden nicht eingegangen 
werden. 

zisierungen einzugehen, dazu gibt es umfängliche 
Literatur – auf drei Differenzierungsangebote hin-
gewiesen werden. Sie tragen zur ‚Sondierung’ 
und ‚Rahmung’ des Themas bei. 
 
I. In ihrer neuen Studie unterscheiden Sturzbe-
cher/Holtmann (2007) beim Phänomen Jugend-
gewalt vier Ebenen:  
1. Akzeptanzebene: „Inwieweit wird Gewalt von 

Jugendlichen als berechtigtes Mittel zur Rege-
lung von Beziehungen und Konflikten und 
damit als ein ‚normales’ Handlungsmuster 
wahrgenommen und gebilligt?“ 

2. Bereitschaftsebene: „Sind die Befragten 
selbst bereit, Gewalt beispielsweise zur 
Durchsetzung von Interessen einzusetzen?“ 
(„Instrumentelle Gewaltbereitschaft“) 

3. Handlungsebene: „Haben sich die Befragten 
bereits an Gewaltaktionen beteiligt?“ 

4. Sanktionsebene: „Wie reagieren Mitschüler 
und Lehrer auf Gewalt?“ 

 
II. In der Gewaltdebatte können vor allem fünf 
Diskurse unterschieden werden: 
1. Alltagsgewalt – hier geht es um eine Grauzo-

ne und ein Phänomenspektrum: auf der Stra-
ße, in der Straßenbahn, im Bus verbunden mit 
Vandalismus, Formen von körperlicher Ausei-
nandersetzung mit Rempeleien/Rangeleien 
(und auch Körperverletzung). Hier wird disku-
tiert, dass die Phänomene zugenommen hät-
ten, sich in einer Grauzone bewegten, eher 
diffus seien; dass wir es mit einer alltagskultu-
rellen Verrohung in der jungen Generation zu 
tun hätten. 

2. Gewalt und Kriminalität – hier geht es um 
Delikte im Rahmen des Strafrechts (Körper-
verletzung, Nötigung ...). Hier geht es um die 
soziale Gruppe, die als ‚kriminelle Jugend’ eti-
kettiert wird, die sich in jeder Jugendgenerati-
on als „kleine Gruppe“ herausbildet und auch 
verfestigt. 

3. Schule und Gewalt – hier geht es um Gewalt 
unter/zwischen Schülern, gegenüber Lehre-
rInnen, Sachen und Gebäuden bis hin zu (an-
gedrohten) Amokläufen. Hier geht es um den 
Blick in die Schule und ein Thema, das uns 
vor allem seit Beginn der 1990er Jahre be-
schäftigt. 

4. Fremdenfeindlich, antisemitisch und rechtsex-
trem motivierte Gewalt – hier geht es um poli-
zeilich registrierte Straftatbestände (mit dem 
dazugehörigen Hell- und Dunkelfeld). Hier 
geht es um einen spezifischen Zusammen-
hang, der folgendermaßen definiert wird: „(…) 
wenn die Umstände der Tat oder die Einstel-
lung des Täters darauf schließen lassen, dass 
sie sich gegen eine Person aufgrund ihrer po-
litischen Einstellung, Nationalität, Volkszuge-
hörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, Weltan-
schauung, Herkunft, sexuellen Orientierung, 
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Behinderung oder ihres äußeren Erschei-
nungsbildes bzw. ihres gesellschaftlichen Sta-
tus richtet“ (Bundesministerium des Innern, 
2007). 

5. Schließlich ist die Frage, ob es Rechtsextre-
mismus und Gewalt – mit einer doppelten 
Perspektive – auch in der Jugendarbeit gibt: 
ob es ein Thema in der Jugendarbeit ist, die 
es als ein Thema von ‚außen’ aufnimmt, und/ 
oder ob es auch in ihrem Alltag (in ihrem In-
nenleben) selbst vorhanden und ein Thema 
geworden ist. 

 
III. In der Debatte um (jugendlichen) Rechtsex-
tremismus und die Entwicklung von angemesse-
nen und kontextsensiblen Strategien ist immer 
von der jeweils konkreten lokalen/regionalen Situ-
ation auszugehen. Unterschiedliche erwachsene 
und/oder jugendliche Phänomene müssen zu-
nächst in einer sozialräumlich orientierten Prob-
lem-/Definitionsanalyse gerahmt werden. So kön-
nen bzw. müssen unterschieden werden: 
• Repräsentanz und politische Strategie im 

kommunalen Parlament und/oder traditionelle 
außerparlamentarische Arbeit einer rechtsex-
tremen Partei (Infostände); 

• harte, provozierende und identifizierbare 
Gruppe (Skinheads, Kameradschaft); 

• Einzelakteure mit Netzwerkfunktion und An-
laufstelle; 

• zugehörige Immobilie als Treff- und Veranstal-
tungsort der (lokalen, regionalen oder auch 
überregionalen) Szene; 

• Laden als Treffpunkt und Anlaufstelle, Verkauf 
von Utensilien, CDs u. a.;  

• Clique, jugendkulturelle Szene mit Treffpunk-
ten (öffentlich, in Jugendeinrichtungen, Knei-
pen) mit Musik und Konzerten, Präsenz im 
und Besetzung des öffentlichen Rau- 
m(es); 

• Clique, die weniger öffentlich, sondern vor 
allem privat agiert (Partykeller); 

• regionale Reisetätigkeiten, Besuche, bekann-
te (wechselnde) regionale Treffpunkte; 

• Präsenz einer rechtsextremen und gewaltbe-
reiten Gruppe, die Straf- und Gewalttaten be-
geht (Überfälle, Anschläge, Bedrohungen, 
Schlägereien – auch bei Dorffesten); 

• bekannte Akteure aus der Kommune und/ 
oder Anreise ‚von außen’; 

• Radikalisierungsprozess, Stand der Verfesti-
gungsentwicklung der Gruppe/Szene, Eska-
lations- und Interaktionsdynamiken; 

• und schließlich die Frage nach der Resonanz 
in der Bevölkerung (Wahlverhalten, erwach-
sene Akteure, Mentalitäten am Stammtisch). 

 
Ein kurzer Blick zurück 
In historischer Perspektive ist Rechtsextremismus 
und Gewalt wiederholt auch ein Thema in der Ju-

gendarbeit  bzw. Jugendpolitik gewesen. Ein paar 
ausgewählte kurze Hinweise zeigen zunächst, 
dass und wie zunächst das Thema ‚Gewalt’ (als 
Alltags-, Cliquen- und Gruppengewaltphänomen) 
im jeweiligen historischen Bezug auch die Ju-
gendarbeit/-politik beschäftigte bzw. zu Debatten 
provozierte und herausforderte. 
• Schon zu Beginn des 20. Jahrhunderts – im 

Jahr 1912 – hat Walter Classen, ein reform-
orientierter Pastor aus Hamburg (St. Pauli), 
die Schrift „Die Halbstarken“ verfasst. Er 
meinte damit männliche Jugendliche aus den 
unteren sozialen Schichten, die „verkommen, 
verdorben“ sind, die abweichen und kriminell 
werden. Sie wurden als Gefahr gesehen und 
waren in ihrer Entwicklung gefährdet – und 
wenn ihnen nicht pädagogisch erzieherisch 
geholfen wurde, dann waren sie als Kriminelle 
hilflos und verloren (so der Tenor der Schrift). 

• In der Weimarer Republik gab es die Begriffe 
Banden, Cliquen/wilde Cliquen, Halbstarke 
und Viertelstarke – also Gesellungsformen 
von Jugendlichen –, zu deren adoleszentem 
Verhaltensrepertoire auch Gewaltphänomene 
(Provokationen, Grenzüberschreitungen, Aus-
testsituationen etc.) gehörten. 

• In der Geschichte der Bundesrepublik gab es 
Mitte der 1950er Jahre die „Halbstarkenkra-
walle“; vor allem männliche Jugendliche 
(Lehrlinge, Jungarbeiter) haben die Öffent-
lichkeit, die Pädagogik und die Polizei mit ih-
rem Verhalten/ihren drei Krawalltypen provo-
ziert. 

• Die Studentenunruhen und Jugendproteste 
der 1960er und 1970er Jahre waren mit 
Grenzüberschreitungen, Provokationen (und 
einer Gewaltdiskussion) verbunden. 

Viele weitere Hinweise könnten ein breites Spekt-
rum zeigen und belegen, dass Alltagsgewalt, poli-
tische Provokation und Grenzüberschreitungen 
schon immer Phänomene in Teilen der jeweiligen 
zeitbezogenen jungen Generation waren. 
 
Rechtsextremismus und Gewalt 
Der Zusammenhang von ‘Rechtsextremismus und 
Gewalt’ – und dann als Herausforderung und Auf-
gabe für die Jugendarbeit – ist komplex und viel-
schichtig. Das belegen u. a. folgende fünf Aspek-
te: 
1. In der BRD haben wir es vor allem in den 

1970er Jahren erstmals mit neonazistischen 
Klein- und Kadergruppen zu tun, zu deren 
Merkmalen ‚Gewalt’ zählte; die rechtsextrem 
motivierte Gewalt umfasste ein großes Spekt-
rum von Straftatbeständen – bis hin zum 
Rechtsterrorismus. Seit dieser Zeit diskutieren 
wir in Deutschland den Zusammenhang und 
unterschiedliche Phänomene von ‚Gewalt und 
Rechtsextremismus’. Nach allen vorliegenden 
Studien seit Beginn der 1990er Jahre gehören 
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zu den Merkmalen der Täter und Tatverdäch-
tigen: Es sind überwiegend Jugendliche und 
junge Erwachsene männlichen Geschlechts, 
sie haben überdurchschnittlich unterdurch-
schnittliche Bildungsabschlüsse, sind über-
durchschnittlich von Arbeitslosigkeit betroffen 
und in einfachen Arbeiterberufen oder als un-
gelernte Arbeiter tätig. Über drei Viertel der 
fremdenfeindlichen Straftaten werden von 
Gruppen oder aus Gruppen heraus verübt 
(Jugend- und Bandenkriminalität). Gewalt ist 
ein männliches Phänomen und in den gewalt-
affinen Gruppen/Cliquen wird Anerkennung 
und Macht ausagiert und erfahren. Und ein 
weiterer Hinweis ist interessant, dass frem-
denfeindliche Straftaten überwiegend an Wo-
chenenden registriert werden, wenn Freizeit-
cliquen und andere Gruppen sich in privaten 
Wohnungen, auf öffentlichen Plätzen, in Park-
anlagen, Gaststätten oder Diskotheken zu-
sammenfinden. Diese Treffen sind beliebte 
Anlässe für Saufgelage, die häufig von Musik 
mit rassistischen, ausländerfeindlichen und 
antisemitischen Inhalten begleitet werden. Im 
Gruppenkontext bilden Alkohol und Musik ei-
ne zugleich stimulierende und enthemmende 
Gemengelage, die rechtsextremistische Ge-
walttaten motivieren können. 

2. Ein Blick in empirische Befunde zeigt: Als 
stärkste Risikofaktoren für die Herausbildung 
von Gewaltbereitschaft und gewalttätigem 
Verhalten kristallisierten sich rechtsextreme 
Orientierungen, die Zugehörigkeit zu einer 
Gewalt akzeptierenden Clique und ‚Schulun-
lust’ heraus. Die höchste Vorhersagekraft für 
Gewaltbereitschaft weisen dabei rechtsextre-
me Einstellungen auf. Wie ist dieser Effekt zu 
erklären? Rechtsextreme erheben den An-
spruch, eine Elite darzustellen und das ‚le-
bensrichtige Menschenbild’ zu haben. Dies 
begründet die Faszination des Rechtsextre-
mismus für manche Jugendliche, die Aner-
kennung suchen, ohne diese bei konventio-
nellen Aktivitäten im Lebensalltag (z. B. beim 
Lernen in der Schule, bei der Arbeit im Beruf) 
finden zu können. Der elitäre Anspruch und 
die aus dem Anerkennungsstreben resultie-
rende Abwertung anderer führen bei Rechts-
extremen dazu, dass Unterschiede in den Le-
bensanschauungen und Interessen nicht an-
erkannt oder gar gleichberechtigt ausgehan-
delt werden. Vielmehr verfallen Rechtsextre-
me in ein Freund-Feind-Denken, das im Ex-
tremfall auf die Vernichtung des feindlichen 
Anderen bzw. der Unterschiede zielt. Die An-
erkennung und der Einsatz von Gewalt als ge-
rechtfertigtes Mittel zur Zerstörung des An-
dersartigen stellt also ein konstituierendes 
Merkmal rechtsextremer Gesinnung dar und 
macht ihre Gefährlichkeit aus. Ähnlich stark 
wie rechtsextreme Einstellungen fördert die 

Zugehörigkeit zu einer gewaltakzeptierenden 
Clique die Gewaltbereitschaft und das Ge-
walthandeln Jugendlicher, denn der Einzelne 
muss die Gruppennormen und damit die 
Wertschätzung der anderen Gruppenmitglie-
der für Gewalt anerkennen und sich konform 
verhalten, wenn er soziale Anerkennung in 
der Gruppe erfahren und Sanktionen vermei-
den will. 

3. Aus den empirischen Befunden der letzten 
Jahre will ich hier nur eine aktuelle Studie he-
rausgreifen: Nach Sturzbecher/Holtmann 
(2007) haben z. B. in Brandenburg im Jahre 
2005 knapp 28% der befragten Jugendlichen 
ausländerfeindliche Einstellungen; ausgepräg-
te ausländerfeindliche Positionen vertreten 
8,3%. Es sind mehr männliche als weibliche 
Jugendliche und sie kommen eher aus niedri-
geren Schulformen. Das gilt auch für die 
Gruppe der 13,7% rechtsextrem eingestellten 
Jugendlichen, von denen etwa 3% zu einem 
‚harten Kern’ zählen. Die Autoren kommen zu 
dem Ergebnis, dass es mit 4,3% eine kleine 
Zahl von hoch gewaltakzeptierenden Jugend-
lichen gibt; 10% gehören zu den Befürwortern 
von instrumenteller Gewaltbereitschaft und 
beteiligt an Gewalthandlungen (Schlägereien) 
waren 13,4% der 12- bis 14-Jährigen und 
knapp 7% der volljährigen Befragten. 

4. Weiter ist auf das Verhältnis von Ideologie 
und Gewalt hinzuweisen. Hier schreiben Sit-
zer/Heitmeyer (2007): „Bei ideologisch fest 
gefügten Gruppen hat Gewalt die Funktion 
der Durchsetzung von Ideologie zur Herstel-
lung politischer Macht. Sie wird dann gezielt 
strategisch eingesetzt. Davon sind Gruppen 
von zumeist Jugendlichen und Heranwach-
senden zu unterscheiden, für die territoriale 
Macht über Sozialräume im Vordergrund 
steht. Hier dominiert eher expressive Gewalt, 
und die Ideologiefragmente werden zum Teil 
auch mit wechselndem Inhalt zur Legitimation 
herangezogen. In der Verteilung von Gewalt-
häufigkeit durch die unterschiedlichen Ge-
waltgruppen liegt der Schwerpunkt bei der ge-
legenheitsabhängigen Gewalt durch politisch 
nicht organisierte Freizeitcliquen und Skin-
headgruppen“ (ebd., 8). 

5. Und schließlich zeigt ein Blick in die offizielle 
Statistik, dass im Zeitraum von 1990 bis 2006 
(und für das Jahr 2007 wird eine weitere Zu-
nahme erwartet) die Zahl der rechtsextrem 
motivierten Straftaten (und Gewalttaten) 
sprunghaft gestiegen und auf einem hohen 
Niveau verblieben ist; sie lag im Jahr 2006 bei 
insgesamt 17.597 polizeilich registrierten 
Straftaten (davon waren 1047 Gewalttaten). 
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Rechtsextremismus und Gewalt als Thema der 
Jugendarbeit seit Beginn der 1990er Jahre 
Seit etwa 15 Jahren kann eine neue Phase bzw. 
können neue Dimensionen und Ausmaße, Phä-
nomene und Aspekte des – nicht nur – jugendli-
chen Rechtsextremismus (und der Gewalt) identi-
fiziert werden. Hier gehören zu den Merkmalen: 
Normalisierung, Wahlerfolge bzw. Wahlverhalten 
(‚jung, männlich, schlecht gebildet’), Verjüngung 
des Lagers, Kameradschaften, Jugendkultur und 
Cliquen, dann Einstellungen/Mentalitäten und 
Gewaltaffinität/-verhalten. Die Jugendarbeit war in 
diesem Zeitraum ‚von Anfang an’ mit dem Thema 
konfrontiert – und das in viererlei Perspektive: 
• mit vielfältigen praktischen Angeboten (vor 

dem Hintergrund von Förderprogrammen des 
Bundes und der Länder), 

• in konzeptioneller Fundierung und der Suche 
nach ‚guten Gründen’ in der Auseinanderset-
zung,  

• in kritisch-reflexiver Vergegenwärtigung von 
Ursachen und Motiven, von empirischen Be-
funden, von Chancen und Grenzen. 

• Es geht immer um Dimensionen (und deren 
Schattierungen) und Relationierungen von Prä-
vention, Intervention und Repression sowie 
das Spannungsfeld von ‚akzeptierender Ju-
gendarbeit’ als Akzeptanz, um soziale und 
gemeinschaftliche Integration (Unterstützung) 
sowie um die Konfrontation mit demokrati-
schen Orientierungs- und Handlungsweisen. 

 
Zu diesen Fragen will ich zehn ausgewählte Li-
nien skizzenhaft nachzeichnen und kommentie-
ren. 
1. Im Rahmen des AgAG (Aktionsprogramm 

gegen Aggression und Gewalt, ein von 1992 
bis 1996 gefördertes Modellprogramm der 
Bundesregierung; Anm. d. Red.) und zahlrei-
cher Länderprogramme ebenfalls in den 
1990er Jahren zeigte sich u. a. folgende Diffe-
renzierung: 
- Das Thema wurde erstens von vielen Trä-
gern der Jugendarbeit aufgenommen und in 
deren Angebote integriert. In aufklärend-
bildender Absicht oder mehr dem informellen 
Lernen zugeordnet reichen die Formate – je 
nach Zielgruppe – von historisch-politischer 
Bildung über Trainingskurse, Mediation, inter-
kulturelles Lernen, Begegnungsprojekte, Kul-
turarbeit, Erlebnispädagogik bis hin zu street-
work/aufsuchender Jugendarbeit und Ansät-
zen ‚akzeptierender und konfrontativer Ju-
gendarbeit’ mit rechten Jugendlichen (Cli-
quen, Skinheads). Viele Träger der Jugendar-
beit haben ihr spezifisches Profil begründet, 
Angebote entwickelt und neue Zugänge zu 
Jugendlichen erprobt.  
- Es zeigte sich zweitens zugleich eine diffe-
renzierte Situation: Die Arbeit mit interessier-

ten, engagierten Jugendlichen diente deren 
Sensibilisierung und Aufklärung; die Arbeit in 
der ‚Grauzone’ mit neuen jugendlichen (bil-
dungsfernen) Zielgruppen gelingt am ehesten 
über niedrigschwellige Angebote und Zugän-
ge, Beziehungsangebote und experimentelle 
Projektideen; die Arbeit mit Jugendlichen in 
der rechtsextremen Szene ist eine anstren-
gende Gratwanderung und als professionelle 
Herausforderung dominierte konzeptionell die 
‚akzeptierende Jugendarbeit’. 

2. Aus der Auswertung des Civitas Programms – 
neben entimon und Xenos war es Teil des 
zweiten Bundesprogramms bis Ende des Jah-
res 2006 – will ich aus den umfänglichen Be-
funden einige Hinweise herausgreifen, die m. 
E. für die Jugendarbeit und für kommunale 
Strategien erhellend und von weiter zu klä-
render Bedeutung sind. In der Auswertung der 
Arbeit der ‚Mobilen Beratungsteams (MBT)’ 
wird die Beratung und Moderation in zwei 
Richtungen differenziert, die auch für die Posi-
tionierung von Jugendarbeit interessant ist. 
Beide Ansätze haben ihre spezifischen Logi-
ken und Implikationen. Es ist erstens der 
‚gegnerschaftsfixierte Ansatz’, der sich auf 
den Rechtsextremismus und dessen (direkte) 
Bekämpfung fokussiert. Hier ist das Thema 
vorgegeben, mit dem sich Jugendarbeit in ih-
ren Angeboten bekämpfend, konfrontativ, be-
ziehungsorientiert auseinandersetzt und zum 
Akteur wird. Sie ist pädagogischer Teil einer 
politischen Bekämpfung(shaltung). Es ist 
zweitens der offene, moderierende Ansatz, 
der auf die demokratische Auseinanderset-
zung mit dem Rechtsextremismus zielt und 
den Prozess – die Entwicklung einer demo-
kratischen Zivilgesellschaft und Gemeinwe-
senkultur – beraten, begleiten und fördern will 
(Lynen von Berg/Pallocks/Steil 2007). 
In der Auswertung des Bundesprogramms 
heißt es u. a.: „Der gegnerische Ansatz ist 
primär auf den Rechtsextremismus fokussiert; 
die Zielsetzungen und vorgeschlagenen Stra-
tegien sind auf dessen Zurückdrängung, Be-
seitigung ausgerichtet. Positive Zielsetzungen 
im Hinblick auf die Frage, wie ein demokrati-
sches Gemeinwesen unter Einbeziehung 
möglichst vieler Bürgerinnen und Bürger ent-
wickelt werden kann, treten hinter diese nega-
tiv bestimmte Zielsetzung zurück. Die Mobili-
sierung gegen einen Gegner kann unter be-
stimmten Bedingungen aber eine starke Res-
source sein, indem beispielsweise Zusam-
mengehörigkeitsgefühle gestärkt, Solidaritäts-
effekte erzielt und politische Zielsetzungen 
bestätigt werden. Im Unterschied zum geg-
nerschaftsfixierten wird bei dem offenen mo-
derierenden Ansatz der Aktivierungsanspruch 
nicht in einer politischen Ausrichtung des Be-
ratungsvorgangs selbst zur Geltung gebracht. 
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Durch die Einnahme einer professionellen Be-
raterrolle, die sich in Äquidistanz zu den bera-
tenen Akteuren einerseits und einer Distanzie-
rung zum Gegenstand andererseits auszeich-
net, wird der Beratungsprozess sowohl im 
Hinblick auf die zu entwickelnden Strategien 
als auch für alle Interessierten offen gehalten“ 
(Lynen von Berg/Pallocks/Steil 2007, 45f.). 
Jenseits von spektakulären und konzeptionell 
dezidiert ausgewiesenen Aktivitäten verweist 
die auswertende Reflexion des Civitaspro-
gramms auf die wirklichen, unspektakulären 
Alltagsprozesse und damit auch auf kaum ein-
deutige bzw. monokausal zu erklärende Wir-
kungen: „Allgemein lässt sich feststellen, dass 
das Programm und seine Projekte hier We-
sentliches geleistet haben. Zu erwähnen sind 
zunächst die vielen kleinen, wenig spektakulä-
ren Entwicklungen vor Ort, die durch die Pro-
jekte angestoßen wurden: die Sensibilisierung 
von Bürgermeistern, Stadtverordneten, Behör-
den, Jugendarbeitern und Lehrern für das 
Problem. Die Projekte haben dazu beigetra-
gen, die öffentliche Auseinandersetzung mit 
dem Thema am Leben zu erhalten. Gerade in 
kleinen Kommunen hat ihre Arbeit auch eine 
Brücke zwischen der kommunalen Öffentlich-
keit und überregionalen Diskursen geschla-
gen. Das allerdings ist unterschiedlich gelun-
gen und war von der Projektqualität abhängig. 
Die Selbstisolation von Kommunen, die ihre 
Probleme zu leugnen suchen und ihre externe 
Thematisierung als Stigmatisierung erleben, 
konnte ein Stück weit überwunden werden“ 
(ebd., 339). Die ausgelaufenen Bundespro-
gramme hatten den Schwerpunkt insbesonde-
re in der Förderung zivilgesellschaftlicher 
Strukturen, politischer Bildung und der Unter-
stützung jugendlicher Gegenkulturen – weni-
ger im Förderungsbereich, in dem es um die 
Arbeit mit rechtsextrem gefährdeten Jugendli-
chen geht. Hier setzt das neue Programm für 
„Vielfalt, Toleranz und Demokratie“ der Bun-
desregierung neue Akzente – und knüpft in 
gewisser Weise an das AgAG an. 

3. In den praxisbezogenen Schlussfolgerungen 
ihrer Skinheadstudie kommen Möller und 
Schuhmacher (2007) u. a. zu einigen Aspek-
ten für Soziale Arbeit, Pädagogik und Politik. 
Bei der Vielzahl von personalen, sozialen und 
strukturellen Faktoren, die rechtsextreme Ori-
entierungen bedingen, gilt für die Autoren: Es 
sind „Erfahrungen, die rechtsextrem werden 
lassen; insbesondere Erfahrungen, die im 
Prozess des Aufwachsens gemacht werden. 
Insofern ist der entscheidende Angelpunkt 
von Gegenmaßnahmen, die Erfahrungspro-
duktion so zu beeinflussen, dass rechtsextre-
me Schlussfolgerungen aus Erlebnissen aus-
bleiben und stattdessen proaktiv demokrati-
sche Orientierungen gefördert werden“ (ebd., 

487). Das richtet den Blick auf die verantwort-
lichen Instanzen der Sozialisation, Erziehung 
und Bildung: Elternhaus, Kindertagesstätten/-
gärten, Schule, Kinder- und Jugendhilfe, Kon-
trollorgane – und auf die Politik. Vor diesem 
Hintergrund heißt es weiter: „Nur wenn mög-
lichst durchgängig Erfahrungen des Nutzens 
und der Sinnhaftigkeit der eigenen Tätigkeit 
und von gewaltfreien und demokratischen 
Regularien sozialen Austausches gemacht 
werden können, entfallen die Gründe und Mo-
tive dafür, (sich) an Ungleichheitsvorstellun-
gen und Gewaltakzeptanz festzuhalten“ (ebd., 
488). Es geht also zusammengefasst und 
stichwortartig in der Jugendarbeit um basale 
Dimensionen, die gelingend dazu beitragen, 
das Leben zu bewältigen und erwachsen zu 
werden: subjektive Handlungsfähigkeit, sozia-
le Integration, Selbstwertsicherung, Lebens-
/Realitätskontrolle, Orientierungskompetenz, 
sozialer Rückhalt und positive Anerkennungs-
bilanzen; aber auch um Zivilcourage und poli-
tisches Handeln (vgl. Frankenberger u. a. 
2007). 

4. Jugendarbeit bietet vor allem Gelegenheiten 
(Gelegenheitsstruktur) für gemeinschaftliche 
Sozialintegration innerhalb von Cliquen, Grup-
pen und Szenen – ermöglicht also Zugehörig-
keits-, Teilhabe- und Anerkennungserfahrun-
gen – sowie für soziale Unterstützung und po-
sitive Milieubildung; aber auch politisch an 
Netzwerken und Ressourcen (Finanzen, Inf-
rastruktur etc.) mitzuarbeiten, die über den le-
bensweltlichen Nahbereich der Jugendlichen 
hinaus gehen.  
Es geht um das Leben und Erfahrungen in der 
Jugendarbeit selbst. Demokratie und Partizi-
pation, Anerkennung und Zugehörigkeit in der 
Jugendarbeit sind ein bedeutender präventi-
ver Beitrag, um gegen Anfälligkeiten, Gefähr-
dungen und Affinisierungsgefahren rechtsex-
tremer Ideologien zu immunisieren. Für diese 
Kompetenzentwicklungen und Realitätserfah-
rungen ist Jugendarbeit (als peer education, 
peer helping, Jugendkulturen, Sozialraumges-
taltung, jugendliche Selbstorganisation, Grup-
pen/-Verbandserfahrungen, Bildungserfah-
rungen, Ritualerfahrungen in den Übergängen 
und als Form der Kommunikation u. v. a.) mit 
ihren Arbeitsfeldern wie Jugendverbandsar-
beit, offene Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit 
und aufsuchende Jugendarbeit generell ein 
präventiver Ressourcenpool mit vielfältigen 
Gelegenheitsstrukturen. 

5. Für die pädagogische Arbeit und den Umgang 
mit rechtsextrem orientierten Jugendlichen 
(soweit man sie erreicht) – die bereits Affini-
sierungs- und Fundamentalisierungsprozesse 
in Cliquen und Szenen durchlaufen haben – 
gelten als intervenierende ‚Instrumente’: das 
pädagogische Mandat, in Cliquenstrukturen 
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‚einzugreifen’; diese nicht sich selbst zu über-
lassen, sondern öffnend und erfahrungsver-
mittelt verändern zu wollen (nicht zu zerschla-
gen!). Nach Krafeld (2007) ist eine kritische 
Cliquenorientierung angemessen, „die auch 
auf dieser Beziehungsebene ‚Ernstnehmen’ 
und ‚personale Konfrontation’ miteinander 
verbindet, statt Cliquen kritiklos zu begleiten“ 
(ebd., 310).  

6. Neben dem notwendigen ‚Spezialwissen’ über 
den (jugendkulturellen) Rechtsextremismus, 
über das man sich auf dem Laufenden halten 
muss, um mit den Jugendlichen – im Span-
nungsfeld von akzeptierender und konfrontati-
ver Jugendarbeit – diskutieren und streiten, 
bildende und kreative Angebote begründen 
und Vereinbarungen treffen zu können, ist die 
Bedeutung von Beziehungsarbeit nicht gering 
zu schätzen (Hafeneger/Becker 2007). Positiv 
empfundene Beziehungen und ein einladen-
des, kommunikativ soziales Klima sind viel-
fach Ausgangspunkt für inhaltliche Diskussio-
nen, aushaltbaren Streit und irritierende Nach-
denklichkeit. In der Diskussion um aufsuchen-
de Jugendarbeit mit rechtsextrem und men-
schenfeindlich orientierten Jugendlichen wur-
de – in Weiterentwicklung der ‚akzeptierenden 
Jugendarbeit’ – das Konzept „Distanz(ierung) 
durch Integration“ formuliert (vgl. Bleiß u. a. 
2004). Mit einer Mischung aus Prävention und 
Intervention und basierend auf dem „Integrati-
ons-/Desintegrationstheorem“ (Heitmeyer 
2002-2007) zielt das Konzept auf drei Dimen-
sionen: 
“1. Nicht nur rechtsextreme Orientierungen im 
engeren Sinne, sondern auch damit eng kor-
relierende Aspekte von Menschenfeindlichkeit 
wie z. B. Sexismus, Homophobie, Abwertung 
deutscher Minderheiten (etwa von Obdachlo-
sen) oder Islamophobie werden zu zentralen 
sozialpädagogischen Bearbeitungsgegenstän-
den. 
2. Das Erarbeiten von Integrationsoptionen a) 
in Strukturen von Systemzusammenhängen 
(z. B. Arbeit, Bildung, Wohnen), b) in legitime 
Formen der Organisation von Interessen und 
in demokratische Instanzen des Interessen-
ausgleichs (z. B. Vereinigungen, Jugendver-
tretungen) und c) in lebensweltliche Gemein-
schaften (z. B. Familie, Gleichaltrigengrup-
pen) wird als eine entscheidende Maßnahme 
der Förderung von Distanzierung gegenüber 
rechtsextremen und menschenfeindlichen 
Haltungen gesehen, weil so gewährte Erfah-
rungen von Zugehörigkeit, Partizipation und 
Anerkennung den Versprechungen rechtsex-
tremer Offerten Paroli bieten können. 
3. Von hoher Bedeutung ist Beziehungsarbeit 
sowie im Sinne von Hilfe zur Selbsthilfe die 
Vermittlung eines Erfahrungsraums, in dem 
die Plan- und Beeinflussbarkeit der eigenen 

Lebensbedingungen und die Funktionalität 
von Kompetenzentwicklungen in Richtung auf 
Reflexivität, Verantwortungsübernahme, Em-
pathie, Impulskontrolle, Kommunikativität u. ä. 
m. für Integration und Kontrolle empfunden 
werden kann“ (Gulbins u. a. 2007, 527). 
Schließlich kann Jugendarbeit auch für Dis-
tanzierungs- und Ausstiegsprozesse Bedeu-
tung haben. Das ist eher marginal und nicht 
ausstiegsauslösend. Aber auch hier kann Ju-
gendarbeit im Einzelfall ein Gesprächspartner 
und Begleiter (Unterstützer) sein – als Mög-
lichkeit und Erfahrung im Prozess des Sich-
Distanzierens von rechtsextremen Cliquen 
und Szenezusammenhängen sowie des neu-
en (bzw. anknüpfenden) Sich-Integrierens in 
soziale Kontexte. 

7. Hier geht es um Akzentsetzungen in der pro-
fessionellen (Akteurs-)Rolle von hauptamtli-
chen Mitarbeitern in der Jugendarbeit und als 
lokaler Akteur mit den drei Aspekten: direkte 
pädagogische (präventive, intervenierende) 
Arbeit mit Jugendlichen (Hilfen, Bildung, Be-
ziehung), dann lokaler Anwalt und Moderator 
(Netzwerkbildner) sowie schließlich politische 
Bekämpfung der rechtsextremen Szene. 
Gleichzeitig ist im Suchprozess der Definition 
von Berufsrolle und Zielsetzung vor falschen 
Dimensionierungen und Überforderungen – 
vor Konzeptüberdehnungen – zu warnen. Ju-
gendarbeit und ihre Profession werden – im-
mer wieder – instrumentalisiert, überfordert 
und mit unrealistischen Ansprüchen befrach-
tet (und dann auch mit Vorwürfen ihrer angeb-
lichen Erfolglosigkeit konfrontiert). Jugendar-
beit kommt gerade im Problemkontext 
‚Rechtsextremismus und Gewalt’ nicht umhin, 
sich selbst mit ihren Optionen, Möglichkeiten, 
Reichweiten und Grenzen deutlich zu positio-
nieren (ihren Platz zu finden) und in einem 
komplexen Zuständigkeitsfeld der zugehöri-
gen kommunalen Kultur zu verorten. Das gilt 
vor allem auch für die ehrenamtliche Jugend-
arbeit, die keine fachlich kompetente Berufs-
arbeit ersetzen kann. 

8. Es geht um dauerhafte Lernprozesse von 
zivilgesellschaftlichen Akteuren, um die Ent-
wicklung von lokalen Infrastrukturen und Ver-
netzungen, um gelebtes Engagement und 
Partizipation, von denen Jugendarbeit ein Teil 
ist und in denen ihr eine Rolle – wenn sie pro-
fessionalisiert ist – mit moderierendem Beitrag 
zukommen kann. Jugendarbeit kann eine 
kommunale (interne und externe) und auch 
federführende Expertenfunktion für Rechtsex-
tremismus zukommen, die berät, koordiniert, 
vernetzt, die Sozialraumanalysen erstellt, die 
eigene Angebote macht und im Gemeinwesen 
diese kommuniziert. Zivilgesellschaftlich ori-
entierte Projektarbeit steht im ländlich-
kleinstädtischen Raum vielfach aber auch vor 
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denkbar widrigen Bedingungen. Immer wieder 
müssen Projektakteure die Erfahrung ma-
chen, dass sich ihre Adressaten dort dem 
Projektanliegen verweigern. Immer wieder 
wird auch von Erfahrungen des Scheiterns 
berichtet. Häufig lehnen kommunale Verant-
wortungsträger die öffentliche Thematisierung 
rechtsextremer und fremdenfeindlicher Vorfäl-
le ab – sei es, weil ihnen jede Problemeinsicht 
fehlt, sei es, dass sie den Imageverlust für ih-
re Gemeinde befürchten. Wer diese Vorfälle 
dann in die Öffentlichkeit trägt, sieht sich 
leicht mit dem Vorwurf der Nestbeschmutzung 
konfrontiert. 
Aber die Projektarbeit in Kommunen/Re-
gionen hat auch gezeigt, dass die Lage nicht 
nur hoffnungslos ist. So ist zu sehen, 

• dass Jugendarbeit motiviert wird, sich mit 
dem lokalen (jugendlichen) Rechtsextremis-
mus auseinanderzusetzen; 

• dass lokale Akteure, die lange die Strategie 
der Problemleugnung verfolgten, für zivil-
gesellschaftliches Engagement zu gewin-
nen sind; 

• dass Akteure und Akteursgruppen entdeckt 
wurden oder sich zu Wort meldeten, die 
man zuvor vergessen hatte, dass also neue 
Ansprechpartner zu gewinnen sind, die das 
Klima in der Gemeinde beeinflussen kön-
nen. 

 Kleine Kommunen sind auf soziale Nahbezie-
hungen gebaut und diese Lebensweisen und 
Weltsichten hat der amerikanische Soziologe 
Robert K. Merton den Begriff des „Lokalis-
mus“ gegeben. Dieses lokalistische Wertsys-
tem gerät in der Konfrontation mit Rechtsex-
tremismus in einen Selbstwiderspruch: Für die 
Bewohner ländlicher Räume ist der Rechtsex-
treme (Jugendliche) immer auch der Nachbar. 
Wer lokalistisch denkt, steht vor einem Di-
lemma: Dieser Nachbar tut moralisch Verwerf-
liches und dennoch bleibt man den nachbar-
schaftlichen Loyalitätsregeln verpflichtet. Da-
her ist zivilgesellschaftliche Projektarbeit (und 
auch Jugendarbeit) in ländlich-kleinstädti-
schen Kommunen wiederholt auch mit Wider-
ständen konfrontiert. Die dort vorherrschende 
Mentalität des (konservativen) Lokalismus bil-
det das am schwersten überwindbare Hinder-
nis beim Aufbau von Kooperation. 

9. Schließlich bewegt sich Jugendarbeit auch im 
Feld der plausiblen, begründeten Repression 
bzw. repressiver Maßnahmen. Das gilt für ih-
ren Binnenraum mit den Aspekten: Mitglied-
schaft und ‚Rausschmiss’, Haus-/Raumverbot, 
Musik- und Agitationsverbot, Hausordnung 
(Gewalt, Rassismus etc.). Repression und 
Regeln zu begründen und einzuhalten heißt 
(bei Straf- und Gewalttaten) im Einzelfall, die-
se in der Kooperation auch mit Polizei und 

Justiz durchzusetzen (u. a. um Opfer zu 
schützen und ihnen zu ihrem Recht zu verhel-
fen). Zur Jugendarbeit gehören immer auch 
notwendige Grenzmarkierungen, auf denen 
sie zum Schutz von Jugendlichen, zu ihrem 
eigenen Schutz und als demokratisch-
partizipatives Milieu in einem Gemeinwesen 
bestehen muss. 

10. Messbarkeit und Wirkungen: Die Jugendarbeit 
wird im Zusammenhang von ‘Rechtsextre-
mismus und Gewalt’ – wie die gesamte Kin-
der- und Jugendhilfe, respektive Jugendarbeit 
– mit einer gewissen Penetranz ständig nach 
ihren Wirkungen gefragt. Ich will hier nicht 
weit ausholen, die Argumente der Messbar-
keit und Nicht-Messbarkeit, der Wirkungen 
und Kriterien sind bekannt. Für die politische 
Erwachsenenbildung haben Ahlheim/Heger 
(2006) eindrucksvoll gezeigt, wie der Span-
nungsbogen zwischen „Wirkungsoptimismus“ 
und „Messbarkeitsskepsis“ aussieht. Belegt 
werden anhand der Auswertung von exempla-
rischen Lernbiografien und sensiblen und 
plausiblen (Selbst-)Beschreibungen die län-
gerfristigen und biografischen Wirkungen so-
wie die Effekte und unterschiedlichen Nutzen-
aspekte politischer Erwachsenenbildung – oh-
ne freilich einem naiven Input-Output-Schema 
das Wort zureden. Schubarth (2007) hat hier 
mit zwei Fragerichtungen die richtigen Hin-
weise gegeben: Man kann erstens nach dem 
organisierten Rechtsextremismus, rechtsex-
tremistisch motivierten Gewalt- bzw. Strafta-
ten, Wahlerfolgen rechtsextremer Parteien, 
der Entwicklung einer rechtsextrem orientier-
ten Jugendkultur, der öffentlichen Präsenz 
Rechtsextremer sowie der offenbar nicht un-
beträchtlichen Akzeptanz rechtsextremer Hal-
tungen in Teilen der Bevölkerung fragen. 
Dann könnte man eher zu einem negativen 
Ergebnis kommen. Man kann aber auch zwei-
tens umgekehrt fragen, wie viele junge Men-
schen durch die zahlreichen Aktivitäten Im-
pulse für ihre mentale und soziale Entwick-
lung bzw. biografische Entwicklungsarbeit er-
halten haben. Fragt man hypothetisch, was 
wäre, hätte es diese Aktivitäten gar nicht ge-
geben, könnte die Antwort auch ganz anders 
ausfallen (ebd., 311). Eine auf Transparenz 
und offenen Diskurs zielende Evaluation, die 
Ziele, Methoden und Inhalte von Konzepten 
überprüfen will (was dringend geboten und 
nicht mit dem Schielen auf kurzfristige Wir-
kungen zu verwechseln ist), muss der Frage 
nachgehen, ob in langen und widersprüchli-
chen Prozessen rechtsextreme Orientierun-
gen reduziert oder abgeschwächt worden 
sind. 
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Rechtsextremismus und Gewalt in der Ju-
gendarbeit 
Es gibt keine seriösen empirischen Befunde zu 
rechtsextremen Orientierungen (und Gewalt) aus 
der verbandlichen Jugendarbeit und der Offenen 
Jugendarbeit – aber es gibt zahlreiche Hinweise 
und Erfahrungen, die genauer zu untersuchen 
wären. So wird aus Jugendverbandsgruppen be-
richtet, dass es – vereinzelt und auch von Cliquen 
– fremdenfeindliche, antisemitische und rassisti-
sche Sprüche, Witze und Metaphern sowie Be-
kenntnisse gibt und Musik gehört wird. Von meh-
reren Trägern werden Fortbildung, Beratung und 
Qualifikation innerhalb der Verbandsstrukturen 
angeboten; in fast jedem Jugendverband ist 
‚Rechtsextremismus und Gewalt’ Thema gewor-
den. Aus Einrichtungen der Offenen Jugendarbeit 
sind die Hinweise dichter und häufiger; es gibt 
Cliquen und Konflikte, es zeigen sich die Merkma-
le der rechten Jugendkultur wie Musik, Outfit, 
Parolen und Sprüchekultur. Hier bewegt sich der 
pädagogische Umgang im Spannungsverhältnis 
von Verbot, Beziehungsangeboten und Aufklä-
rung/Bildungsangeboten; darüber hinaus ist Offe-
ne Jugendarbeit in Vernetzung und Kooperation 
mit anderen Einrichtungen bis hin zur Polizei ein-
bezogen. Jugendarbeit kann nicht (mehr) so tun, 
als wären rechtsextreme Orientierungen eine 
Entwicklung „draußen“, zu der man sich positio-
nieren und verhalten muss; es ist auch (zuneh-
mend?) ein Problem in der Jugendarbeit, weil sie 
Teil, Spiegel und Abbild der Gesellschaft ist. Das 
begründet die notwendigen inneren Debatten, 
Klärungen und Vorgehensweisen. Und ein weite-
rer Hinweis: Es gab eine kurze Diskussion in der 
Zeitschrift ‚deutsche jugend’ (2007) zu der Frage, 
ob es auch rechtsextrem orientierte Mitarbeiter in 
der Jugendarbeit geben würde. Hier wurde – mit 
aller Vorsicht – auf vereinzelte Beobachtungen/Er-
fahrungen hingewiesen. Aber es blieb bei Speku-
lationen – empirisch wissen wir nichts zu dieser 
Frage. 
 
Fazit 
Die Prävention und auch Intervention gegen 
Rechtsextremismus (und Gewalt) bei Jugendli-
chen wird weitgehend von der außerschulischen 
Jugendarbeit, von der Bildungs- und Sozialarbeit 
geleistet; weniger von der Familie und der Schule. 
Sie hat dann Chancen, kann dann erfolgreich 
sein, wenn sie längerfristig angelegt, vernetzt und 
professionalisiert ist. 
Nur dann ist sie in der Lage, beruflich qualifizierte 
und kontinuierliche Arbeit zu leisten, „in die Mili-
eus der Problemgruppen selbst vorzudringen, 
gefährdete Jugendliche anzusprechen, Mitläufer 
aus den Szenen zu lösen, dem eigenen Milieu 
fremde Adressaten wie Haupt- und Berufsschüler 
zu erreichen und mit elaborierten Methoden die 
Entwicklung sozialer und moralischer Kompeten-
zen zu befördern. Man wird daher nicht hoffen 

dürfen, dass ehrenamtliches bürgerschaftliches 
Engagement Aufgaben erfüllen kann, die nur von 
qualifizierter Sozial- und Jugendarbeit zu leisten 
sind“ (Lynen von Berg u. a. 2007, 337f.). 
Das Fazit kann mit einer Frage von Krafeld (2007) 
auch so formuliert werden: „Wie schaffen wir es in 
einer Gesellschaft, in der viele junge Menschen 
so große Schwierigkeiten haben, ihren Platz zu 
finden, dazu zu gehören und gesellschaftliche 
Teilhabe und eigenständige Existenzsicherung zu 
erreichen, dass diese sich künftig von zivilgesell-
schaftlichen Entwicklungen eher etwas verspre-
chen als von rechtsextremistischen Deutungs- 
und Orientierungsangeboten – egal, wo sie mo-
mentan stehen?“ (ebd., 306). 
Die Auseinandersetzung mit dieser Frage heißt 
für die JA, dass sie immer pädagogisch und poli-
tisch zugleich ist. 
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Der Kommentar: 
Neue Untersuchung zum Rechtspopu-
lismus in NRW 
Alexander Häusler 
 
Die Arbeitsstelle Neonazismus/Fachbereich Sozi-
al- und Kulturwissenschaften der Fachhochschule 
Düsseldorf hat mit Unterstützung der LAGA 
NRW8, des AK Ruhr9, dem „Düsseldorfer Appell“10 
und dem Migrationsrat Oberhausen eine Experti-
se zu aktuellen rechtpopulistischen Bestrebungen 
erarbeitet. Unter dem Titel „Rechtspopulismus in 
Gestalt einer ‚Bürgerbewegung’: Struktur und 
politische Methodik von PRO NRW und PRO 
DEUTSCHLAND“ wird auf knapp 40 Seiten detail-
liert über Hintergründe und Erscheinungsform 
dieses neuen rechtspopulistischen Netzwerks in-
formiert.  
 
Die extreme Rechte versucht seit geraumer Zeit 
auf unterschiedlichen Wegen sich kommunal zu 
verankern und hat dabei in einigen Bundeslän-
dern durchaus Erfolg. Während sich das öffentli-
che Interesse bei diesen Bestrebungen zumeist 
auf die NPD und deren Einflussnahme in den 
ostdeutschen Bundesländern richtet, sind derarti-
ge Bestrebungen auch in Nordrhein-Westfalen zu 
beobachten. In mehreren Städten und Kreisen 
des Landes Nordrhein-Westfalen tritt seit einiger 
Zeit eine Gruppierung unter dem Deckmantel 
einer angeblich lokalen Bürgerinitiative in Erschei-
nung, die sich als „Bürgerbewegung“ bezeichnet. 
Wir haben es hierbei mit einer neuen Form von 
extrem rechter öffentlicher Selbstinszenierung zu 
tun: einem Rechtspopulismus inszeniert als ‚Bür-
gerbewegung’. 
Die Aktivitäten verlaufen zumeist nach dem glei-
chen Muster: Zunächst beginnen diese Gruppen 
mit der Verteilung von Flugblättern und Petitionen 
an die Öffentlichkeit. Diese sind aufbereitet als 
Unterschriftensammlungen und richten sich oft-
mals gegen den Bau einer Moschee und gegen 
„Islamismus“. Durch die Thematisierung lokaler 
Ereignisse wie etwa Moschee-Bauvorhaben soll 
augenscheinlich der Eindruck erweckt werden, es 
handele sich lediglich um eine ortsansässige Bür-
gerinitiative, die Anspruch auf Mitsprache erhebe. 
Meist beinhaltet der Name dieser „Bürgerbewe-
gungen“ die Vorbezeichnung „pro“ in Verbindung 
mit dem Namen der jeweiligen Stadt oder des 
jeweiligen Landkreises, wie beispielsweise „pro 
Gelsenkirchen“ oder „pro Oberhausen“.  
In Wirklichkeit jedoch handelt es sich hierbei – die 
genauere Betrachtung des Namens dieser Grup-

                                                      
8 LAGA NRW: Landesarbeitsgemeinschaft der kommunalen 
Migrantenvertretungen Nordrhein-Westfalen 
9 AK Ruhr: Arbeitskreis der Ruhrgebietsstädte gegen rechtsex-
treme Tendenzen bei Jugendlichen 
10 Düsseldorfer Appell gegen Fremdenfeindlichkeit und Ras-
sismus des Jugendrings Düsseldorf 

pierung zeigt es – um einen kommunalen Ableger 
einer überregionalen Gruppierung. Einer Gruppie-
rung, die politisch weit mehr als bloß Mitsprache-
recht bei Fragen um eine Moscheeeinrichtung in 
der Kommune erreichen will. Diese angeblich 
lokalen „Bürgerbewegungen“ sind jedoch Ableger 
eines Netzwerkes, das unter folgenden Bezeich-
nungen und Vereinigungen operiert: dem im Ja-
nuar 2005 gegründeten Bundesverband der „Bür-
gerbewegung pro Deutschland“ (PRO D) und dem 
im Februar 2007 gegründeten Verein „Bürgerbe-
wegung pro NRW“ (PRO NRW), aus dem im Sep-
tember 2007 eine Partei gleichen Namens for-
miert wurde. Diese organisatorischen Konstrukti-
onen wurden auf Initiative von Akteuren der „Bür-
gerbewegung pro Köln“ ins Leben gerufen. PRO 
KÖLN wird im Verfassungsschutzbericht des Lan-
des Nordrhein-Westfalen im Jahr 2006 unter der 
Rubrik „Rechtsextremismus“ aufgeführt. 
Bei genauerer Betrachtung des Aktivistenstamms 
dieses rechtspopulistischen Netzwerkes ist des-
sen Verzahnung mit unterschiedlichen Gruppie-
rungen der extremen Rechten anhand vieler Per-
sonen nachweisbar. 
Die Gründung von PRO D und PRO NRW stellt 
den Versuch dar, das Modell der extrem rechten 
Gruppierung PRO KÖLN auf andere Städte zu 
übertragen.  
Offenkundiges Bestreben ist es hierbei, unter dem 
Deckmantel einer „Bürgerbewegung“ und nach 
dem Vorbild von PRO KÖLN in rechtspopulisti-
scher Manier Stimmung zu machen, um über das 
Mittel der Unterschriftenaktionen einen Verteiler-
kreis für eigene Wahlkampfambitionen für die 
nordrhein-westfälischen Kommunalwahlen im 
Jahre 2009 zu erstellen. 
Das Schüren von Ängsten und Vorurteilen gegen-
über „dem Islam“ steht dabei im Zentrum rechts-
populistischer Agitation. Bei genauer Betrachtung 
der Strategiepapiere dieses Netzwerkes wird au-
genscheinlich, dass über Unterschriftensammlun-
gen in Form von „Bürgerbegehren“ in undurch-
sichtiger Weise versucht wird, an Adressen und 
politisches Klientel für eigene politische Wahl-
kampfzwecke heranzukommen. Dies stellt eine 
Form von Instrumentalisierung vorhandener Ängs-
te und Vorurteile für politische Zwecke dar, die 
offensichtlich gegen das interkulturelle friedliche 
Miteinander gerichtet sind.  
Um den politischen Gesamtkontext dieser Grup-
pierung einschätzen und bewerten zu können, ist 
eine genaue Kenntnis über die Entstehung, Ent-
wicklung und Praxis von PRO KÖLN / PRO NRW 
und ihr politisches Umfeld erforderlich. 
 
Zudem wird in der Expertise aufgezeigt, dass es 
einen Wirkungszusammenhang gibt zwischen 
dem Erstarken eines rechten Populismus und der 
Auseinandersetzung um Integrationsfragen in der 
politischen Mitte der Gesellschaft. Rechtsextre-
mismus und Rassismus sind keine isoliert zu be-
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trachtenden Phänomene. Sie gedeihen in einem 
gesellschaftlichen Kontext von Auseinanderset-
zungen um soziale, kulturelle und politische Fra-
gen. Gefährliche Wirkungen entfaltet organisierter 
Rechtspopulismus dann, wenn die Abgrenzung 
der politischen Mitte von extrem rechten Positio-
nen inhaltlich zu erodieren beginnt. 
Die Expertise verdeutlicht, dass der organisierte 
Rechtspopulismus dort ansetzen kann, wo vor-
handene Ängste und Vorurteile kanalisiert werden 
können. Dabei wird versucht, von Rechtsaußen in 
die politische Mitte hinein zu wirken. Dies bedeu-
tet, dass nicht zuletzt auch die politische Mitte 
Verantwortung dafür trägt, ob der Rechtspopulis-
mus auf gesellschaftliche Resonanz trifft. 
Zur wirkungsvollen Unterbindung kommunaler 
Einflussnahmen von Rechtsaußen gehört die prä-
ventive und offene Aufklärung über die Strategie 
und Machenschaften von PRO NRW. Dies bedarf 
eines breiten Austausches zwischen kommunalen 
und zivilgesellschaftlichen Akteuren vor Ort.  
Die Expertise dient der praktischen Auseinander-
setzung vor Ort mit dieser Form von Rechtspopu-
lismus. Sie soll helfen, diese Machenschaften als 
das zu enttarnen, was sie real darstellen: Politisch 
motivierte Aufwiegelei auf Kosten eines friedlichen 
und gleichberechtigten Miteinanders. 
Dabei scheuen die Rechtspopulisten sogar nicht 
davor zurück, ihre Propaganda vor Schulhöfen zu 
verteilen. Mit der Gründung von „Jugendgruppen“ 
wird versucht, auch Schülerinnen und Schüler vor 
den rechten Karren zu spannen. 
Gleichzeitig ist in den Kommunen ein hoher Bera-
tungsbedarf über das inhaltliche und methodische 
Wirken dieses extrem rechten Netzwerkes festzu-
stellen. Die nun vorliegende Untersuchung soll 
eine Hilfestellung für die konkrete Aufklärung über 
rechtspopulistische Kampagnen in den Kommu-
nen bieten. Sie wird kostenlos zur Prävention 
gegen rechtspopulistische Agitation zur Verfügung 
gestellt. 
 
Kostenloser Bezug: 
LAGA NRW, Helmholzstraße 28, 40215 Düssel-
dorf, Tel: 02 11 / 99 41 60, info@laga.nrw.de 
 
Autor 
Alexander Häußler ist Mitarbeiter der Arbeitsstelle 
Neonazismus/Fachbereich Sozial- und Kulturwis-
senschaften der Fachhochschule Düsseldorf. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachrichten 
 
Zuschüsse für Modellprojekte gegen politi-
schen Extremismus 
Um neue Entwicklungen im Bereich der Jugend-
hilfe fördern zu können, gewährt der Landschafts-
verband Rheinland (Landesjugendamt) Zuschüs-
se für die Planung und Durchführung von Modell-
projekten. Hierbei handelt es sich um Mittel der 
Sozial- und Kulturstiftung des Landschaftsverban-
des Rheinland. Für die Ausschreibung 2008 hat 
der Landesjugendhilfeausschuss u. a. das Thema 
„Aktionen gegen politischen Extremismus bei 
Jugendlichen" festgelegt. Anträge können bis zum 
31.01.2008 beim Landesjugendamt Rheinland in 
Köln gestellt werden.  
Infos: www.lvr.de/jugend/foerderungen/modelle/ , 
doris.scherer-ohnemueller@lvr.de   
Tel: 02 21 / 8 09-62 41  
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Leo u. a. (Hg.): Enzyklopädie Migration in Europa. 
Vom 17. Jahrhundert bis zur Gegenwart, Pader-
born/München: Verlag Ferdinand Schöningh/Wil-
helm Fink, 2007  
 

 Institut für Sozialarbeit und Sozialpädagogik e. 
V. (ISS) (Hg.): Migration und Soziale Arbeit, The-
menheft „Parallelgesellschaft“ und Stadtentwick-
lung (29. Jg., Heft 3/4 2007), Weinheim: Juventa 
Verlag, 2007 
 

 Krumbiegel, Sebastian (Hg.): Hoffnung säen. 
Lebensgeschichten von Flüchtlingen, Hamburg: 
edition Körber-Stiftung, 2005 
 

 Martin, Noël: Nenn es: mein Leben. Eine Au-
tobiografie (aufgezeichnet von Robin Vandenberg 
Herrnfeld), Karsruhe: von Loeper Literaturverlag, 
2007  
 

 Topçu, Canan: EinBÜRGERung. Lesebuch 
über das Deutsch–Werden. Portraits. Interviews. 
Fakten, Frankfurt a. M.: Brandes & Apsel Verlag, 
2007  
 
 
… zum Thema NS-Vergangenheit 
 

 Amadeu Antonio Stiftung (Hg.): Sehen. Deu-
ten. Handeln. Filme über Nationalsozialismus und 
Holocaust im Unterricht, Berlin 2007  
 
 
… zu den Themen interkulturelles Lernen und 
interkulturelle Gesellschaft 
 

 Bielefeldt, Heiner: Das Islambild in Deutsch-
land. Zum öffentlichen Umgang mit der Angst vor 
dem Islam (Deutsches Institut für Menschenrechte 
(Hg.): Essay No. 7), Berlin 2007 
 

 Brocker, Manfred/Hildebrandt, Mathias (Hg.): 
Friedensstiftende Religionen? Religion und die 
Deeskalation politischer Konflikte (Reihe Politik 
und Religion), Wiesbaden: VS Verlag für Sozial-
wissenschaften/GWV Fachverlage GmbH, 2008  
 

 Bund der Deutschen Katholischen Jugend 
Hessen (BDKJ) (Hg.): Arbeitshilfe Courage! Für 
Vielfalt und Toleranz. Wissen – Sehen – Handeln, 
Mainz 2007  
 

 Halm, Dirk/Sauer, Martina: Bürgerschaftliches 
Engagement von Türkinnen und Türken in 
Deutschland (Bundesministerium für Familie, Se-
nioren, Frauen und Jugend (Hg.): Empirische Stu-
dien zum Bürgerschaftlichen Engagement), Wies-
baden: VS Verlag für Sozialwissenschaften/GWV 
Fachverlage GmbH, 2007  
 

 Joost, Angela/Leggewie, Claus/Rech, Stefan: 
Handbuch „Der Weg zur Moschee – eine Hand-
reichung für die Praxis". Ein Projekt der Herbert-
Quandt-Stiftung (herausgegeben von der Herbert-
Quandt-Stiftung), Bad Homburg 2002  
 

 Katholische Landesarbeitsgemeinschaft Kin-
der- und Jugendschutz NW e. V. (Hg.): Thema Ju-
gend. Zeitschrift für Jugendschutz und Erziehung. 
Themenheft „Cultural Mainstreaming” (Nr. 3/ 
2007), Münster 2007 
 

 Landeshauptstadt München, Direktorium, Ko-
ordinierungsstelle für gleichgeschlechtliche Le- 
bensweisen (Hg.): Zwischen allen Welten. Über-
legungen zur Situation lesbischer Migrantinnen 
und schwuler Migranten in München, München 
2007 
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 Neubert, Stefan/Roth, Hans-Joachim/Yildiz, 
Erol (Hg.): Multikulturalität in der Diskussion. Neu- 
ere Beiträge zu einem umstrittenen Konzept (In-
terkulturelle Studien, Bd. 12), Wiesbaden: VS Ver-
lag für Sozialwissenschaften/GWV Fachverlage 
GmbH, ²2008  
 

 Ökumenische Centrale, Projekt „Weißt du, wer 
ich bin?“ (Hg.): „Weisst du, wer ich bin?“ Das Pro-
jekt der drei großen Religionen für friedliches Zu-
sammenleben in Deutschland. Materialsammlung 
I. Basisheft und Materialsammlung; II. Projektar-
beit für Jugend und Schule, Frankfurt a. M. ²2006 
 

 Schad, Ute: Geschlechtssensible Gewaltprä-
vention in der (interkulturellen) Jugendarbeit als 
Beitrag zu einer Kultur der Menschenrechte, Bern: 
Edition Soziothek 2007  
 

 Straub, Jürgen/Weidemann, Arne/Weidemann, 
Doris (Hg.): Handbuch interkulturelle Kommunika-
tion und Kompetenz. Grundbegriffe – Theorien – 
Anwendungsfelder, Stuttgart/Weimar: Verlag J. B. 
Metzler, 2007  
 
 
… zu den Themen Jugendarbeit und Jugend-
hilfe 
 

 Corsa, Mike (Hg.): Praxisentwicklung im Ju-
gendverband. Prozesse – Projekte – Module (Ju-
gend im Verband, Bd. 3), Opladen/Farmington 
Hills: Verlag Barbara Budrich, 2007  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Kilb, Rainer/Weidner, Jens (Hg.): Konfrontative 
Pädagogik. Konfliktbearbeitung in Sozialer Arbeit 
und Erziehung, Wiesbaden: VS Verlag für Sozial-
wissenschaften/GWV Fachverlage GmbH, 2. 
überarbeitete und erweiterte Aufl., 2006  
 
 
... Verschiedenes 
 

 Hufer, Klaus-Peter/Kuhn, Hans-Werner/Mas- 
sing, Peter u. a. (Hg.): Wörterbuch Politische Bil-
dung, Schwalbach i. Ts.: Wochenschau Verlag, 
2007  
 

 Kuhn, Hans-Werner/Massing, Peter (Hg.): Me-
thoden und Arbeitstechniken (Weißeno, Georg 
(Hg.): Lexikon der politischen Bildung, Bd. 3), 
Schwalbach i. Ts.: Wochenschau Verlag, ³2002 
 

 Rose, Lotte/Schulz, Marc (Hg.): Gender-In-
szenierungen. Jugendliche im pädagogischen All-
tag (Unterschiede: Diversity, Bd. 7), Königstein i. 
Ts.: Ulrike Helmer Verlag, 2007  
 

 Sander, Wolfgang: Politik entdecken – Freiheit 
leben. Didaktische Grundlagen politischer Bildung 
(Reihe Politik und Bildung, Bd. 50), Schwalbach i. 
Ts: Wochenschau Verlag, 2. vollständig überar-
beitete u. erweiterte Aufl., 2007  
 
 
 
 


